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Ursprünge der heutigen Bildungs- und Berufsberatung in Österreich lassen sich auf die Bera-
tung im Rahmen der Lehrlingsfürsorge und Lehrstellenvermittlung zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts wie auch auf die Beratung von Frauenvereinen und Arbeitsämtern nach dem Ersten 
Weltkrieg zurückführen. Der vorliegende Beitrag arbeitet die Geschichte der Bildungs- und 
Berufsberatung von deren Anfängen bis zur Gegenwart auf und zeigt damit zweierlei, so das 
Resümee der Autorin: zum einen, dass in modernen Gesellschaften mit ausdifferenzierten Be-
schäftigungs- und Bildungssystemen gut zugängliche und trägerunabhängige Bildungs- und 
Berufsberatungsangebote essentiell sind; zum anderen, dass es tragfähiger Rahmenbedingun-
gen, demokratischer und kooperativer Strukturen sowie engagierter und professioneller Bil-
dungsberaterInnen mit Freiraum für Innovationen bedarf, wenn Bildungsberatung zur Über-
windung hegemonialer Strukturen und zu individueller Ermächtigung beitragen soll. (Red.)
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Soziale Praktiken wie die Bildungs- und Berufsberatung1 sind nicht nur von 
den individuellen Normen, Werten und Überzeugungen der Beteiligten 
geprägt, sondern wesentlich auch von historisch-gesellschaftlichen Rah-
menbedingungen und Wertvorstellungen. Zum Verständnis und zur Rela-
tivierung gegenwärtiger Entwicklungen der Bildungs- und Berufsberatung 
in Österreich kann folglich ein Blick in deren Vergangenheit hilfreich sein. 
Im ersten Teil des vorliegenden Beitrags werden 
die Wurzeln der Berufsberatung in Österreich 
sowie Tätigkeiten und Zielsetzungen nach dem 
Ersten Weltkrieg in Wien aufgezeigt. Als Quellen 
dienen Tätigkeitsberichte und Publikationen des 
Berufsberatungsamtes der Stadt Wien sowie Da-
tenbank- und Fachliteraturauswertungen zu den 
Wiener Volksbildungseinrichtungen. Im zweiten Teil 
zeigt eine Synopse der Bildungspolitik sowie der 
Beratungskonzeption und -praxis in der österreichi-
schen Erwachsenenbildung um 1920, 1970 und ab 
2000 Bildungs- und Berufsberatung als historisches 
Phänomen in ihrer gesellschaftlichen Verwobenheit.
 
Vorläufer öffentlicher Berufsberatung
In Österreich gab es bereits vor und während des 
Ersten Weltkriegs Aktivitäten im Bereich der Be-
rufsberatung. Nachdem anfangs vor allem private 
Vereine oder Organisationen mit karitativer Ausrich-
tung und regionaler Beschränkung Unterstützung 
bei beruflichen Fragen anboten, widmeten sich mit 
Beginn des 20. Jahrhunderts vermehrt öffentliche 
Organisationen wie Handwerkervereinigungen, Ge-
werkschaften und Kammern der Berufsberatung im 
Rahmen der Lehrlingsbetreuung. Bereits 1880 führte 
der damals gegründete „Zentralverein für Lehrlings-
fürsorge“ in seinen Statuten an erster Stelle die 
„Gründung und Erhaltung von Berufsberatung und 
Lehrstellenvermittlung“ an, befasste sich allerdings 
bis 1924 nur mit der Lehrstellenvermittlung (vgl. 
Pamperl 1931a, S. 3). Ebenfalls in Wien wurde 1906 
vom Gewerkschafter Karl Metschl (1864-1924) die 
„Zentralstelle für Lehrlingsschutz“ gegründet, die bis 
zu ihrer Übernahme durch die Arbeiterkammer 1921 
auch eine unentgeltliche Beratungsstelle für die 
Berufswahl beinhaltete (vgl. ÖBL 1974, S. 247-248).
Gegen Ende des Ersten Weltkriegs und in den ers-
ten Jahren danach setzte eine neue Phase ein. In 
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1 Bildungs- und Berufsberatung wird hier als Oberbegriff für personenbezogene Beratungen zu bildungs- und berufsbezogenen 
Fragen verstanden, die organisiert und mit professionellen Ansprüchen durchgeführt werden.
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Österreich waren es vor allem Frauenvereine und Ar-
beitsämter, die sich der Berufsberatung annahmen. 
Besonders einflussreich beim Aufbau einer öffentli-
chen Berufsberatung in Österreich war Olly Schwarz 
(1877-1960), die sich in der bürgerlich-liberalen 
Frauenbewegung für Berufs- und Bildungsrechte für 
Frauen einsetzte. Nach dem Besuch eines vierwöchi-
gen Kurses für Berufsberaterinnen in Berlin errich-
tete sie 1916 in Wien die „Zentralstelle für weibliche 
Berufsberatung“ und hielt 1917 eine „Tagung für die 
Berufsinteressen der Frauen“ ab – diese jährliche Be-
rufsberatungstagung wurde bis 1936 durchgeführt. 
Als sich 1917 der „Arbeitsnachweis der Stadt Wien“, 
der Vorläufer des Arbeitsamtes, auf die Zeit der 
Demobilisierung und Wiedereingliederung der vielen 
Arbeitslosen in das neue Wirtschaftsgefüge vorzube-
reiten begann, schulte Schwarz deren BeamtIn nen in 
der Praxis der Berufsberatung. Außerdem wurde sie 
ab Herbst 1917 vom neu geschaffenen und weltweit 
ersten Sozialministerium, das ein eigenes Referat 
für Berufsberatung einrichtete, wiederholt zur 
Mitarbeit bei verschiedenen Kursen, Konferenzen 
und ministeriellen Verlautbarungen angefordert 
(vgl. Schwarz 1959, S. 3-40). 
Nach dem Zerfall der Österreichisch-Ungarischen 
Monarchie und der Ausrufung der Republik im 
November 1918, die mit massiven politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Veränderungen verbun-
den war, beeinflussten vor allem drei Ereignisse im 
Jahr 1919 die Entstehung einer öffentlichen Berufs-
beratung in Österreich (vgl. Pamperl 1931a, S. 3-4): 
• Das Landesarbeitsamt in Graz nahm Berufsbera-
tung in ihr Aufgabengebiet auf.
• Die Landeskommission für Kinderschutz und Ju-
gendfürsorge in Oberösterreich entschloss sich, 
eine eigene Abteilung für Berufsberatung zu er-
richten, die im Herbst vom oberösterreichischen 
Landesjugendamt übernommen wurde.
• Der Sozialdemokrat Ferdinand Hanusch, der 
als Staatssekretär für soziale Verwaltung unter 
dem Druck von Massenarbeitslosigkeit und Not 
zwischen 1918 und 1920 eine Vielzahl sozialpoli-
tischer Gesetze und Verordnungen verabschieden 
konnte, darunter die Einführung der Arbeitslosen-
versicherung und den Acht-Stunden-Arbeitstag, 
richtete ein Rundschreiben an die Bürgermeister 
aller österreichischen Statutarstädte (das waren 
die Städte mit eigenem Stadtrecht), in dem er den 
Bürgermeistern unter Hinweis auf die schwieri-
gen wirtschaftlichen Verhältnisse und die guten 
Erfahrungen in Deutschland die Errichtung von 
Berufsberatungsstellen entweder in Verbin-
dung mit Arbeitsämtern oder Jugendämtern 
nahelegte. 
In Folge wurden in einigen österreichischen Städten 
Berufsberatungsstellen gegründet, die entweder an 
das regionale Jugendamt angeschlossen waren oder 
an eine der damals gerade im Aufbau befindlichen 
paritätisch von Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
verbänden geführten Arbeitsmarktbehörden, den 
Industriellen Bezirkskommissionen (IBK) und deren 
Arbeitsämtern. Nur in Wien – und für kürzere Zeit 
von 1924 bis 1930 in St. Pölten – ging man einen 
anderen Weg: Hier wurde von der Stadtverwaltung 
in Zusammenarbeit mit der Arbeiterkammer ein Be-
rufsberatungsamt eingerichtet (vgl. Pamperl 1931a, 
S. 4-5; Rager 1925, S. 19-29).
Tabelle 1 zeigt die in Österreich bis 1931 errichteten 
öffentlichen Berufsberatungsämter inklusive deren 
Personalstand und Anzahl der Ratsuchenden im Jahr 
1929. Daneben gab es damals noch von Arbeitgeber-
vertretungen geförderte Institutionen wie in Wien 
den vom Gewerbeförderungsinstitut der Wiener 
Handelskammer unterstützten Zentralverein für 
Lehrlingsfürsorge, der im Jahr 1929 gesamt 1.960 
Ratsuchende zählte (vgl. Pamperl 1931a, S. 4-5 u. 
1931b, S. 3).
Berufsberatung des Roten Wien der 
Zwischenkriegszeit
Das 1921 gegründete Berufsberatungsamt der Stadt 
Wien und der Arbeiterkammer Wien (BBAW) nahm 
im Mai 1922 seine Tätigkeit auf und wurde bald 
zur größten und leistungsstärksten Beratungsstelle 
Österreichs (vgl. Rager 1925, S. 20). An das Berufs-
beratungsamt war eine Lehrstellenvermittlung 
angeschlossen2. Neben Berufsberatungsgesprä-
chen fanden im Berufsberatungsamt ärztliche und 
2 Falls nicht extra ausgewiesen entstammen die Darstellungen zu den Tätigkeiten des Wiener Berufsberatungsamtes in diesem 
Kapitel der Analyse der Tätigkeitsberichte des Berufsberatungsamtes der Stadt Wien und der Wiener Arbeiterkammer der Jahre 
1924 bis 1933 (BBAW 1924-1933).
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Tab. 1: Öffentliche Berufsberatungsämter in Österreich im Jahr 1931 inkl. Personalstand und Zahl der Ratsuchenden  















































* In Oberösterreich wurden die Berufsberatung und Lehrstellenvermittlung meist durch Lehrkräfte an Schulen durchgeführt.
** In Niederösterreich wurde die Berufsberatung meist bei den Bezirksvormundschaften von FürsorgerInnen ausgeübt.
Abkürzungen:
IBK = Industrielle Bezirkskommission, JA = Jugendamt, LJA = Landesjugendamt
 
Quelle: Eigene Darstellung (Datenbasis: Pamperl 1931a, S. 4-5 u. 1931b, S. 3)
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Steirische Berufsberatung u. Lehrstel-
lenvermittlung
Graz
Land Steiermark  
inkl. Landeshauptstadt
9 2 5.321
1920 LJA der nö. Landesregierung Wien Land Niederösterreich ** 1.654
1920
Berufsberatungsamt des städt. JA 
in Linz (Tätigkeit von 1922-1924 
eingestellt)
Linz Landeshauptstadt Linz 3 322
1920
Berufsberatungsstelle beim JA des 
Magistrats Wiener Neustadt 
Wiener Neustadt
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Berufsberatungsamt der Stadt 
St. Pölten und der nö. Arbeiterkammer
St. Pölten Stadtgebiet 2 606
1924
Berufsberatungsamt der IBK für 
Kärnten
Klagenfurt




Arbeitsamt Salzburg, Abt. für Berufs-
beratung
Salzburg
Land Salzburg  
inkl. Landeshauptstadt
1 246
1926 Berufsberatungsamt der IBK für Tirol Innsbruck
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psychotechnische (Psychotechnik war der damalige 
Begriff für angewandte Psychologie) Untersuchun-
gen und Beratungen statt – hauptsächlich für 
PflichtschulabsolventInnen, der Hauptklientel des 
Amtes, die vor der Wahl eines Lehrberufs standen. 
Die Tätigkeitsberichte des Berufsberatungsamtes 
und die Beiträge in dessen Fachorgan, der Zeitschrift 
„Lehrlingsschutz, Jugend- und Berufsfürsorge“, zei-
gen die breitgefächerten Aktivitäten und geben 
einen Einblick in die Zielsetzungen des Wiener 
Berufsberatungsamts. 
Abb. 1: Plakat des Wiener Berufsberatungsamtes  
 
Quelle: Lehrlingsschutz, Jugend- und Berufsfürsorge 1925, 
Heft 7, S. 10.
Beispielsweise wurden im Jahr 1924 gesamt 12.684 
Beratungsfälle und 31.035 Beratungsgespräche re-
gistriert – bei einem Personalstand von damals drei 
BeraterInnen, drei ÄrztInnen sowie fünf BeamtInnen 
für Statistik und fachwissenschaftliche Arbeiten, 
Lehrstellenvermittlung und Kanzleiarbeiten. Abbil-
dung 1 zeigt ein Plakat des Wiener Berufsberatungs-
amtes, wie es in den 1920er Jahren für Werbezwecke 
verwendet wurde.
Die Berufsberatung am Wiener Amt war theore-
tisch von der Individualpsychologie Alfred Adlers 
beeinflusst (vgl. Rager 1925, S. 32) und insgesamt 
sehr interdisziplinär und international ausgerichtet, 
indem etwa internationale Tagungen oder Studi-
enreisen zum Fachaustausch und zur eigenen 
Professionalisierung durchgeführt wurden. Die Be-
rufsberaterInnen fungierten auch als „Schulpädago-
gen“ (siehe Schwarz 1933), wenn sie im Rahmen von 
„Schülerbelehrungen“ und Lichtbildervorführungen 
nach dem oder während des Schulunterrichts über 
Arbeitsethos und verschiedene Berufsbilder aufklär-
ten. Auch das damals junge Medium Radio wurde 
genutzt und im Schulrundfunk über Berufswahl 
und die Berufsberatung am Amt berichtet. Das 
Wiener Berufsberatungsamt arbeitete dabei eng 
mit den Wiener Pflichtschulen zusammen, die un-
ter der Bildungsreform des Sozialdemokraten Otto 
Glöckel (1874-1935) den Abbau herkunfts- oder ge-
schlechtsbedingter Bildungsprivilegien und gleiche 
Bildungschancen anstrebten. Die Bildungsreform 
war Teil einer umfassenden sozialdemokratischen 
Gesellschaftsreform, die auch das Sozial-, Gesund-
heits- und Wohnungswesen einschloss und wurde 
– nachdem die Sozialdemokraten 1920 aus der Bun-
desregierung ausschieden – im von ihnen regierten 
„Roten Wien“ fortgeführt (siehe Keim 1984). 
Die enge Verflechtung von Berufsberatung, Pä-
dagogik und sozialpolitischem Engagement am 
Wiener Berufsberatungsamt kommt auch in einem 
Bonmot von Maria Jahoda (1907-2001), Mitverfas-
serin der Studie „Die Arbeitslosen von Marienthal“ 
und engagierte Sozialdemokratin im Wien der 
Zwischenkriegszeit, zum Ausdruck. Sie arbeitete 
in den Jahren 1928 und 1930 für einige Monate 
am Wiener Berufsberatungsamt als Assistentin des 
Psychologen Gustav Ichheiser und schreibt darüber: 
„Er [Ichheiser; K.G.] entwarf einen Satzergänzungs-
test für Jugendliche: ‚Erfolg ist, wenn …’ Unvergeßlich 
der Vierzehnjährige, der schrieb: ‚… ich groß bin und 
eine reiche Frau heirate und sie stirbt und läßt mir 
all ihr Geld.’ Ein schwerer Schlag für meine idealis-
tische Weltsicht“ (Jahoda 1997, S. 45). 
Ziel der BerufsberaterInnen dieser Zeit war es, die so-
fortige Aufnahme un- oder angelernter Tätigkeiten 
von Jugendlichen nach dem Pflichtschulbesuch ein-
zudämmen und der Verengung der Berufswünsche 
auf wenige, meist überlaufene Lieblingsberufe entge-
genzuwirken sowie eine den persönlichen Eignungen 
entsprechende Berufswahl zu unterstützen. Dabei 
versuchten die BerufsberaterInnen des Wiener Amtes 
zur Überwindung oft beschränkender Rahmenbedin-
gungen beizutragen, beispielsweise indem sie sich 
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für die Vergabe von Schulgeldermäßigungen oder 
Stipendien für ökonomisch benachteiligte Personen 
einsetzten. Olly Schwarz, die Leiterin der weibli-
chen Abteilung des Wiener Berufsberatungsamtes 
kämpfte gegen einschränkende Wahlmöglichkeiten 
und Diskriminierungen bei der Zulassung von Frauen 
zu Ausbildungen und Berufsstellen – sie bezeichnete 
ihre Tätigkeit im Berufsberatungsamt als „Mission für 
die Berufsrechte der Frauen“ (Schwarz 1959, S. 32). 
In diesem Sinne war die Berufsberatungstätigkeit des 
Wiener Amtes emanzipatorisch und von einer stark 
fürsorgerisch-advokatorischen Haltung getragen. 
Die Beratung Jugendlicher beim Berufseinstieg war 
aber auch stark an den Anforderungen des Arbeits-
marktes und am Abgleich von Arbeitsangebot und 
-nachfrage orientiert – und in diesem Sinne auch 
durchaus dirigistisch und paternalistisch. 
Das Wiener Berufsberatungsamt richtete sich an 
alle BewohnerInnen Wiens und bot neben Berufs-
beratungen für den Berufseinstieg Jugendlicher 
auch Schullaufbahn- und Studienberatungen 
für MittelschülerInnen und Studierende sowie 
Beratungen für Erwachsene an. Der Anteil der 
Ratsuchenden über 18 Jahren war mit ca. 5% der 
Beratungsfälle jedoch gering. Es handelte sich 
dabei einerseits um Erwachsene, die im Zuge der 
strukturellen Veränderungen am Arbeitsmarkt nach 
dem Zerfall der Habsburgermonarchie sowie im 
Zuge technologisch-industrieller Umwälzungen zu 
einer neuerlichen Berufswahl gezwungen waren, 
darunter auch Wehrmänner des Bundesheeres, 
andererseits um Personen, die fachlichen Rat zu 
Weiterbildungsmöglichkeiten für ihr berufliches 
Fortkommen suchten (siehe Schwarz 1929). In die-
ser Hinsicht kann das Wiener Berufsberatungsamt 
als eine erste trägerunabhängige Bildungs- und 
Berufsberatungseinrichtung für Erwachsene in 
Österreich abseits der Arbeitsmarktverwaltung 
gesehen werden. 
Volksbildung und Berufsberatung im 
Roten Wien 
Nach dem Ersten Weltkrieg fand Berufsberatung – 
das zeigt eine Analyse der Tätigkeitsberichte und 
Programmangebote der Wiener Volksbildungs-
einrichtungen – auch im Volksbildungsverein in 
Margareten, in der Wiener Urania und dem Volks-
heim in Ottakring ihren Platz, wo in den 1920er 
Jahren das Angebot ausgebaut und inhaltlich wie 
methodisch ausdifferenziert wurde (vgl. Filla 2014, 
S. 98-104). Die Wiener Volksbildungseinrichtungen 
agierten damit im Sinne des Erwachsenenbildners 
Wilhelm Gärtner (1885-1952), der 1920 in der Zeit-
schrift „Volksbildung“ festhielt: „Aufklärung und 
Werbung neben moralischer Erziehung ist also die 
Aufgabe der Volksbildungsarbeit auf diesem Gebiete“ 
(Gärtner 1920, S. 130-131). In Kursen, Vorträgen, 
Filmen oder Führungen sollten die Volksbildungs-
einrichtungen über die Wichtigkeit einer rationalen 
Berufswahl und die Berufsberatung informieren und 
in diesem Sinne auch für das damals neue Angebot 
werben (vgl. ebd., S. 131-132). 
Angeboten wurden zum einen zahlreiche Vorträge 
und Kurse zum Thema Berufsberatung, beispiels-
weise an der Wiener Urania der Kurs „Berufsbe-
ratung“ vom pensionierten Sektionschef des 
Sozialministeriums Robert Kauer3 oder im Volksheim 
Ottakring der Vortrag „Die sozialpolitische Bedeu-
tung der Berufsberatung“ vom Leiter des Wiener Be-
rufsberatungsamtes Hans Pamperl (vgl. VHSV 1929, 
S. 50). Zum anderen gab es für kurze Zeit sogar eine 
Berufsberatungsstelle im Volksheim Ottakring. Sie 
wurde von Siegmund Kornfeld (1859-1927) geleitet, 
dem Obmann der dortigen Fachgruppe Philosophie. 
Kornfeld hielt schon in den Studienjahren 1920/21 
und 1921/22 im Rahmen dieser Fachgruppe eine 
Übung in experimenteller Psychologie ab, die er mit 
Berufsberatung verband (vgl. Filla 2001, S. 367-371). 
1925, in der Zeit der Hochblüte des Volksheimes 
Ottakring, wurde dann eine eigene Berufsberatungs-
stelle errichtet. „Die Berufsberatungen oder richtiger 
die Berufseignungsprüfungen wurden jeweils am 
Sonntag in den Vormittagsstunden im Anschluß an 
den Kurs über experimentelle Psychologie abgehal-
ten“ (VHSV 1927, S. 97). Nach dem Ableben von 
Kornfeld im Frühjahr 1927 wurde diese Beratungs-
stelle nicht mehr fortgeführt (vgl. VHSV 1928, S. 89).
Auch erste Überlegungen zur Einrichtung einer 
Weiterbildungsberatung wurden in den 1920er 
3 Diese Daten wurden aus der THESEUS-Datenbank des Österreichischen Volkshochschularchives (ÖVA), Modul „Kurse/Vorträge“ mit 
dem Suchbegriff „Berufsberatung“ ausgelesen und für die Arbeit verwertet.
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Jahren im Wiener Volksheim im Zusammenhang 
mit der Ausdifferenzierung des Bildungsangebots 
angestellt und eine ständige Studienberatung ange-
dacht – allerdings konnte diese Idee nicht umgesetzt 
werden (vgl. Filla 2001, S. 267 u. S. 471-472). Im 
Volksbildungsverein wurden 1930/31 „Einführungen 
in die verschiedenen Wissensbereiche“ angeboten 
und Beratungsmöglichkeiten bei den SekretärInnen 
oder DozentInnen des Hauses eingerichtet (vgl. ebd., 
S. 597). An der Wiener Urania gab es ab 1932/33 
eine Beratungsstelle für Fragen der Bildung und 
Lebensgestaltung.4 Insgesamt zeigen diese Beispiele, 
dass die Etablierung von Bildungsberatung mit der 
Öffnung von Bildungszugängen für breite Bevölke-
rungsgruppen sowie mit der Institutionalisierung 
der Erwachsenenbildung und der Ausdifferenzie-
rung des Bildungsangebots eng verbunden ist.
Mit der Beseitigung der Demokratie im März 1933 
wurde nicht nur das Berufsberatungsamt der Stadt 
Wien aufgelöst und die Berufsberatungstätigkeit 
nach deutschem Vorbild der Arbeitsmarktverwal-
tung übertragen (siehe BBAW 1933), in der Folge 
wurde auch der freien Volksbildung, vor allem durch 
personelle Eingriffe, ein Ende gesetzt (vgl. Filla 
2014, S. 125-146). Während in der demokratischen 
Phase der Ersten Republik gesellschaftspolitische 
Strömungen wie die Frauen- und Arbeiterbewegung 
zusammen mit dem Aufblühen empirischer Wissen-
schaften wie der angewandten Psychologie, der 
Sozialpsychologie, Heilpädagogik, Psychoanalyse 
und Individualpsychologie – vor allem in Wien – zur 
Institutionalisierung der Berufsberatung in Zusam-
menhang mit dem Aufbau des modernen Sozialstaa-
tes sowie zu einer laufenden Weiterentwicklung 
des von emanzipatorischen Ideen getragenen 
Beratungsangebotes führten, kam es im Austro-
faschismus und Nationalsozialismus zur Verstaat-
lichung und Monopolisierung der Berufsberatung 
durch die Arbeitsmarktbehörden. Diese wurden 
damals, wie Mathias Krempl und Johannes Thaler 
(2015) in ihrer Untersuchung der österreichischen 
Arbeitsmarktverwaltung aufzeigen, durch die Be-
seitigung demokratischer Strukturen „systematisch 
zur Bewältigung parteipolitisch-ideologischer Ziele 
herangezogen“ (Krempl/Thaler 2015, S. 250). „Von 
den drei Kerntätigkeiten Arbeitslosenversicherung, 
Berufsberatung und Arbeitsvermittlung stellten 
besonders die beiden letztgenannten den Eingang 
für eine massive politische Befrachtung des Amts-
handelns dar“ (ebd., S. 137). Trotz der allgemein 
schlechten Quellenlage zu den damaligen Berufsbe-
ratungsagenden finden sich Hinweise, dass gerade 
in der Zeit des NS-Regimes politisch exponierten 
Gruppen wie rassistisch Verfolgten regelmäßig eine 
fundierte Ausbildung wie eine Lehre oder kauf-
männische Ausbildung verwehrt wurde (vgl. ebd., 
S. 104). 
Bildungs- und Berufsberatung in der 
Erwachsenenbildung in Österreich  
ab 1970 
Tabelle 2 zeigt eine Synopse der Bildungs- und 
Berufsberatung im Einflussbereich des für Erwach-
senenbildung zuständigen Ministeriums im Kontext 
der österreichischen Erwachsenenbildungspraxis 
und -politik um 1920, 1970 und ab 2000. 
In den 1960er Jahren wurde Beratung zu bildungs- 
und berufsbezogenen Fragen im Bildungswesen im 
Zuge der Bildungsreformen zum Thema. Befördert 
durch internationale Konzepte zum Lernen nach 
einer ersten Ausbildungsphase erreichte die Bil-
dungsreform um 1970 auch die österreichische 
Erwachsenenbildung (siehe Bisovsky 1991). 1972 
wurde die Konferenz der Erwachsenenbildung 
Österreichs (KEBÖ) gegründet und 1973 das Bundes-
gesetz zur Förderung der Erwachsenenbildung und 
des Volksbüchereiwesens erlassen, in dem erstmalig 
förderungswürdige Aufgaben des Bundes taxativ 
aufgelistet wurden, darunter auch „Bildungsinfor-
mation, Bildungsberatung und Bildungswerbung“ 
(BGBl Nr. 171/1973, §2 Abs.1j). Kurz darauf im April 
1974 berief der Leiter der Abteilung Erwachsenen-
bildung des Unterrichtsamtes Hans Altenhuber eine 
Tagung zum Thema „Probleme der Bildungsinforma-
tion und -beratung bei Erwachsenen“ ein, da der 
Ausbau dieses Bereiches als besonders dringliches 
Anliegen zur Förderung gleicher Bildungschancen er-
achtet wurde. Als Empfehlungen der Tagung wurde 
festgehalten: (1) die Erarbeitung geeigneter Infor-
mationsmaterialien, (2) eine Orga nisationsstruktur 
mit Bildungs- und Lernberatung bei Erwachsenenbil-
dungsinstitutionen sowie Bildungsberatungsstellen 
4 Wie Fußnote 3.
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Förderstelle des Bundes für EB in 
der Steiermark
Projekt Initiative Bildungsberatung 
Österreich – Beratungsnetzwerk 
für trägerunabhängige Beratung
bei den Förderstellen des Bundes für Erwachsenen-
bildung in den Ländern, (3) der Einsatz von Bera-
tungsmethoden, die an den Wünschen, Interessen 
und Zielen der Ratsuchenden orientiert sind, sowie 
(4) Ausbildungen der BildungsberaterInnen durch 
die Erwachsenenbildungsinstitutionen, durch die 
KEBÖ gemeinsam mit dem Unterrichtsministerium 
sowie in auf Hochschulausbildungen aufbauenden 
spezifischen Trainingslehrgängen (siehe Gattol 
1974). Von der Förderstelle des Bundes für Erwach-
senenbildung in der Steiermark wurden in der Folge 
Materialien für die Beratungstätigkeit erarbeitet 
und Schulungen für BeraterInnen organisiert (siehe 
Pesendorfer 1976). Die Studie „Bildungsberatung 
in der Erwachsenenbildung“ (Lenz/Schmidl 1977) 
beschäftigte sich eingehend mit der bildungs-
theoretischen Fundierung von Bildungsberatung 
sowie der klientInnenzentrierten Beratungsme-
thode. Im Unterschied zur Ersten Republik, als im 
Kontext des Aufbaus des Sozialstaates engagierte 
Persönlichkeiten den Aufbau einer öffentlichen 
anbieterunabhängigen Berufsberatung forcierten, 
kam man in den 1970er Jahren über die Stufe von 
Bildungsinformationen von den Bildungsanbietern 
zum eigenen Programmangebot durch Sekretariate 
oder Einrichtungsleitende kaum hinaus. Gründe 
dafür können vermutet werden: in der Struktur der 
österreichischen Erwachsenenbildung, in der För-
derpolitik des Bundes, welcher die Förderungen ab 
1973 wieder kürzte (vgl. Bisovsky 1991, S. 242-243), 
im Berufsberatungsmonopol der öffentlichen Ar-
beitsverwaltung, welches insbesondere für Einrich-
tungen der beruflichen Erwachsenenbildung die 
Errichtung von Informations- und Beratungsstellen 
verhinderte (siehe dazu für die Wiener Wirtschafts-
kammer Jonke-Hauptmann 1994) sowie im Fehlen 
geeigneter Beratungskonzepte.
Erst ab Ende der 1980er Jahre entstanden nach und 
nach trägerneutrale Bildungsberatungsangebote. 
Neben Erwachsenenbildungseinrichtungen führten 
zunehmend auch andere Träger Bildungsberatungen 
durch und es entstand ein Beratungsangebot, das 
ausdifferenziert und vielfältig, aber auch zuneh-
mend unübersichtlich wurde (vgl. Götz/Haydn/
Tauber 2014, S. 28-33). Eine wesentliche Rolle spielte 
dabei auch Österreichs Mitgliedschaft in der Euro-
päischen Union ab 1995 und deren ab den 2000er 
Jahren einsetzende Politik zum Lebenslangen Lernen, 
die programmatisch auf die Förderung von Beschäf-
tigungsfähigkeit, aktiver Staatsbürgerschaft und 
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sozialer Inklusion abzielt und in der Bildungs- und 
Berufsberatung ein geeignetes Mittel zur Erreichung 
dieser Ziele sieht.
Aufbauend auf Vorgängerinitiativen startete das 
österreichische Unterrichtsministerium im Jahr 2011 
die Initiative Bildungsberatung. In Folge wurde ein 
flächendeckendes, leistungsfähiges, regionales und 
zielgruppenspezifisches Bildungsberatungssystem 
aufgebaut, das kostenlose Beratung anbietet und 
eine breite Palette von Beratungsformaten und 
-settings umfasst (vgl. ebd., S. 34-41). Die Initiative 
Bildungsberatung steht im Einklang mit der natio-
nalen und europäischen Strategie zum Lebenslangen 
Lernen und zu Lifelong Guidance. Sie basiert auf 
einem erweiterten Beratungsverständnis, welches 
Beratung prozessual und über die Lebensspanne 
konzipiert und inhaltlich neben Information und 
Beratung auch die Vermittlung von Kompetenzen 
zur Laufbahngestaltung umfasst. Lifelong Guidance 
soll BürgerInnen bei der Bewältigung von Transi-
tionen im Lebensverlauf bestärken (siehe Rat der 
Europäischen Union 2008a). 
Bereits im „Memorandum über Lebenslanges Lernen“ 
(siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten 2000) wurde die große Bedeutung von „hoch-
wertigen Informations- und Beratungsangeboten 
über Lernmöglichkeiten in Europa und während des 
gesamten Lebens für alle“ (ebd., S. 4) betont und 
in der „Entschließung des Rates zum lebensbeglei-
tenden Lernen“ (siehe Rat der Europäischen Union 
2002) bekräftigt. 2006 wurde im „Aktionsprogramm 
im Bereich des Lebenslangen Lernens“ (siehe Europä-
isches Parlament/Rat der Europäischen Union 2006) 
die Bereitstellung von Beratungsdiensten als Teil 
des lebenslangen Lernens definiert und beschlossen, 
dass Bildungs- und Berufsberatung förderfähig ist. 
In den Guidance-Resolutionen von 2004 und 2008 
hat die Europäische Union die Mitgliedstaaten zum 
Ausbau von Beratungssystemen und -praktiken auf-
gefordert (siehe Rat der Europäischen Union 2004 
u. 2008a). Im Strategierahmen für die europäische 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen 
und beruflichen Bildung „ET 2020“ (vgl. Rat der Euro-
päischen Union 2009, S. 3) wurde die Verbesserung 
der Qualität der Beratungssysteme zur Verwirk-
lichung von lebenslangem Lernen empfohlen. In 
den europäischen Programmen zur Erwachsenen-
bildung wird der Auf- und Ausbau von Bildungs-
beratung im „Aktionsplan Erwachsenenbildung“ 
(siehe Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
2007), in den „Schlussfolgerungen des Rates zur 
Erwachsenenbildung“ (vgl. Rat der Europäischen 
Union 2008b, S. 13) und in der „Entschließung des 
Rates über eine erneute europäische Agenda für die 
Erwachsenenbildung“ (vgl. Rat der Europäischen 
Union 2011, S. 3) empfohlen. Auf nationaler Ebene 
wurde „Life Long Guidance“ 2011 als eine von fünf 
strategischen Leitlinien in der „LLL:2020 Strategie 
zum lebensbegleitenden Lernen in Österreich“ (vgl. 
Republik Österreich 2011, S. 9) verankert. Ferner 
ist der „Ausbau der Bildungsinformation und der 
Bildungsberatung im Bereich der Erwachsenen-
bildung“ in der letzten Regierungserklärung als 
eine der Maßnahmen zur Weiterentwicklung der 
österreichischen Erwachsenenbildung festgehalten 
(vgl. Österreichische Bundesregierung 2013, S. 43).
100 Jahre Bildungs- und Berufsberatung 
in Österreich 
In Rückschau auf die vergangenen hundert Jahre 
Bildungs- und Berufsberatung in Österreich lassen 
sich als Thesen folgende Gründe für die Ausformung 
der unterschiedlichen Angebotsformate in den je-
weiligen Epochen ableiten:
• Die Berufsberatung nach Gründung der Ersten 
Republik war ausgerichtet auf eine Berufswahl, 
die das gesamte Leben prägt. In Folge der mas-
siven sozialstrukturellen Veränderungen nach 
dem Ersten Weltkrieg und der enormen Arbeits-
losigkeit kam sie aber nicht nur dem Bedürfnis 
nach Unterstützung Jugendlicher beim Übertritt 
von der Pflichtschule in den Lehrberuf entgegen, 
sondern auch dem Bedarf vieler Erwachsener 
nach Informationen über aktuelle Möglichkeiten 
am Arbeitsmarkt und im (Aus-)Bildungssystem. 
Aus- und Weiterbildungsentscheidungen waren 
arbeits- und berufsbezogen. Zusätzlich beför-
derte vor allem in Wien die Arbeiter- und Frauen-
bewegung die Bildungs- und Karriereambitionen 
breiterer Bevölkerungsgruppen. Berufsberatung 
wurde in die damals im Aufbau befindlichen 
Wohlfahrtsmaßnahmen aufgenommen.
• Die Bildungsberatung der 1960er und 1970er Jahre 
war ein Bestandteil der damaligen Bildungsrefor-
men, die nach der proklamierten „Bildungskata-
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strophe“ (Picht)5 auch in Österreich einsetzten. 
Im Zuge der zunehmenden bildungspolitischen 
Steuerung der Erwachsenenbildung bot sich 
Bildungsberatung aus steuerungspolitischer 
Perspektive als ein Instrument an, um bei breiten 
Bevölkerungsschichten für die Bildungsteilnahme 
und (Weiter-)Bildung im Erwachsenenalter sowie 
für die im Rahmen der damaligen Bildungsini-
tiative geschaffenen Angebote zu werben. Aus 
Sicht der Erwachsenenbildungsorganisationen 
unterstützte sie die TeilnehmerInnenorientierung. 
Aus individueller Sicht bot Bildungsberatung die 
Möglichkeit, sich punktuell über Aus- und Wei-
terbildungsangebote zu informieren und dadurch 
an der Bildungsexpansion teilzuhaben.
• Lifelong Guidance ist ein umfassendes Beratungs-
konzept, das eng mit den Europäischen Program-
men zum lebenslangen Lernen ab den 2000er 
Jahren verbunden ist. Neben Information und 
Beratungen für Bildungs- und Berufsentscheidun-
gen beinhaltet Lifelong Guidance die „Beurteilung 
von Fähigkeiten, Unterstützung sowie Vermittlung 
der für Entscheidungsfindung und Laufbahn-
gestaltung erforderlichen Kompetenzen“ (Rat 
der Europäischen Union 2008a, S. 4) und weist 
diesbezüglich über Bildungsberatung hinaus. Es 
ist ein Sammelbegriff für vielfältige Angebote, 
die von einmaligen Informationsleistungen über 
umfangreichere Unterstützung bei Berufs- und 
Bildungsentscheidungen oder krisenhaften Ver-
änderungsprozessen bis zu biografiebezogenen 
Begleitformaten der Reflexion und Zielarbeit 
reichen. Der sowohl zeitlich als auch inhaltlich 
entgrenzte Charakter dieses Konzepts korreliert 
mit den gesellschaftlichen Herausforderungen, 
wie der zunehmenden Technologisierung und 
Globalisierung der Arbeitswelt, der Zunahme 
instabiler Arbeitsverhältnisse, der Migration 
und demografischen Veränderungen. Zusätzlich 
begünstigt der Wertewandel die Nachfrage nach 
Beratungsangeboten, die nicht nur Arbeit und 
Bildung, sondern die Lebensgestaltung insgesamt 
in den Blick nehmen. Lifelong Guidance begegnet 
dem individuellen Bedürfnis nach Orientierung 
und Unterstützung während unterschiedlicher 
biografischer Phasen in dynamischen Zeiten un-
ter Berücksichtigung von Eigenständigkeit und 
Eigenverantwortung. Mit der „Hilfe zur Selbst-
hilfe“ droht jedoch auch eine Individualisierung 
gesellschaftlicher Problemlagen. 
Inwieweit Bildungs- und Berufsberatung in ihrer 
derzeitigen projektförmigen Struktur und ohne ent-
sprechende Gesellschaftsreformen zur Bewältigung 
sozialer Probleme und zur Erreichung beschäfti-
gungs- und bildungspolitischer Ziele beitragen kann, 
wird die Zukunft zeigen. Ein Blick in die Geschichte 
der österreichischen Bildungs- und Berufsbera-
tung zeigt jedenfalls zweierlei: zum einen, dass in 
modernen Gesellschaften mit ausdifferenzierten 
Beschäftigungs- und Bildungssystemen gut zugängli-
che und trägerunabhängige Bildungs- und Berufsbe-
ratungsangebote essentiell sind; zum anderen, dass 
es tragfähiger Rahmenbedingungen, demokratischer 
und kooperativer Strukturen sowie engagierter und 
professioneller BildungsberaterInnen mit Freiraum 
für Innovationen bedarf, soll Bildungsberatung 
zur Überwindung hegemonialer Strukturen und zu 
individueller Ermächtigung beitragen.
5 Mit dem Begriff „Bildungskatastrophe“ charakterisierte der deutsche Pädagoge Georg Picht 1964 die Situation des Bildungssystems 
in der Bundesrepublik Deutschland. Er löste damit eine breite, auch Österreich erfassende Diskussion zu notwendigen Reformen 
des Bildungssystems aus, um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können.
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Zwangsarbeit im Nationalsozialismus
Ausstellung im Museum Arbeitswelt Steyr 
Die Ausstellung zeichnet ein eindrückliches Bild über das Ausmaß und die Formen der Zwangsarbeit und ihre 
Verflechtungen mit dem zivilen Leben in Österreich während des Nationalsozialismus. 20 Millionen ZwangsarbeiterInnen 
mussten unter extremen Bedingungen arbeiten. 
Dabei wird die zentrale Rolle der Arbeitsverwaltung und der Arbeitsämter in der Rekrutierung und Organisation der 
Zwangsarbeit gezeigt, die mit dem Entzug der wirtschaftlichen Erwerbsmöglichkeiten von Anfang an auch die jüdische 
Bevölkerung betraf. 
Die Arbeitsmarktverwaltung und die Arbeitsämter, die ursprünglich mit der Gewerkschaftsbewegung und den 
Friedensbemühungen nach dem Ersten Weltkrieg verbunden waren (Internationale Arbeitsorganisation – ILO 1919), haben 
damit in der Zeit des Nazi-Regimes in Österreich eine verbrecherische Vorreiterrolle gespielt, deren Geschichte in 
Deutschland, aber weniger in Österreich aufgearbeitet ist.
Informationen zur Ausstellung






• Weidenholzer, Thomas (2011): „Arbeitseinsatz“ für den Krieg. Zwangsarbeit in der Stadt Salzburg. Vortrag, gehalten 
am 13.10.2011 in der TriBühne Lehen. Online im Internet: 
https://www.stadt-salzburg.at/pdf/vortrag__zwangsarbeit_in_der_stadt_salzburg.pdf [Stand: 2016-09-20].
• Goldberger, Josef/Sulzbacher, Cornelia (2008): Wirtschaftliche Verhältnisse. Online im Internet: 
http://www.ooegeschichte.at/epochen/oberoesterreich-in-der-zeit-des-nationalsozialismus/wirtschaft/einleitung.html 
[Stand: 2016-09-20].
• WeltN24 (2015): Einer der ältesten KZ-Überlebenden ist tot. Online im Internet: http://www.welt.de/geschichte/
zweiter-weltkrieg/article115833201/Einer-der-aeltesten-KZ-Ueberlebenden-ist-tot.html [Stand: 2016-09-20].
Abb. 1: Berlin-Wilhelmshagen: Ankunft im Durch-
gangslager. Sowjetische Zwangsarbeiterinnen bei der 
Ankunft im Durchgangslager Berlin-Wilhelmshagen, 
Dezember 1942.
 
Foto: G. Gronfeld  
Quelle: Deutsches Historisches Museum, Berlin
Abb. 2: Ein deutscher Uniformierter schikaniert einen Ju-
den im besetzten Polen, Herbst 1939. Ein Ausschnitt des 
Fotos wurde 1939 im „Stürmer“ veröffentlicht, darauf 
fehlen die Kinder, die am Rand stehen und zuschauen. 
 
Quelle: Stadtarchiv Nürnberg/Signatur E 39 Nr. 1703/21.
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Abstract
Educational and vocational counselling in Austria originated in the services provided to 
apprentices regarding their work and placement in positions at the beginning of the 20th 
century as well as in counselling provided by women’s groups and employment agencies 
after World War I. This article reviews the history of educational and vocational counselling 
from its beginnings to the present and makes two main points. First, in modern societies 
with fully differentiated employment and educational systems, accessible educational and 
vocational counselling that is not affiliated with any organization is essential. Second, it 
requires viable conditions, democratic and cooperative structures as well as committed 
and professional educational counsellors with the freedom to innovate if lifelong guidance 
is to contribute to the overcoming of hegemonic structures and the fostering of individual 
empowerment. 
Educational and Vocational Counselling in Austria 
from a Historical Perspective
From a welfare approach to individualized educational counselling to 
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